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Vorblatt 


Bericht der Bundesregierung über die Art, den Umfang 
und den Erfolg der von ihr oder den Länderregierun- 
gen vorgenommenen Beanstandungen betreffend die 
Anwendung des Artikels 119 des EWG- Vertrages 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung) 


A. Problem 

Artikel 119 des EWG- Vertrages verpflichtet die Mitgliedstaaten 
den Grundsatz des gleichen Entgelts für Männer und Frauen 
bei gleicher Arbeit anzuwenden und beizubehalten. Diese Ver- 
pflichtung kann die Bundesregierung nur mittelbar erfüllen, da 
in der Bundesrepublik Deutschland in der Regel das Entgelt in 
Tarifverträgen durch die Sozialpartner festgelegt wird. 


B. Lösung 

Der Deutsche Bundestag hat im Jahre 1966 der Bundesregierung 
aufgetragen, alle zwei Jahre einen Bericht über die Art, den 
Umfang und den Erfolg der von ihr oder den Länderregierungen 
vorgenommenen Beanstandungen betreffend die Anwendung 
des Artikels 119 des EWG-Vertrages zu erstatten. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat den vorliegen- 
den zweiten Bericht einmütig gebilligt. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine Kosten für den Bundeshaushalt. 
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A. Bericht des Abgeordneten Urbaniak 


I. 

Dem Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
wurde am 5. Februar 1971 vorn Präsidenten des 
Deutschen Bundestages gemäß § 76 Abs. 2 der Ge- 
schäftsordnung der Bericht des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung über die Art, den Umfang 
und den Erfolg der von ihr und den Länderregierun- 
gen vorgenommenen Beanstandungen betreffend die 
Anwendung des Artikels 119 des EWG-Vertrages 
Drucksache VI/1702 zur Beratung überwiesen. Der 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat den 
Bericht am 6. Mai 1971 abschließend beraten und 
einmütig gebilligt. 

II. 

Der vorgelegte Bericht des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung beruht auf einem Auftrag 
des Deutschen Bundestages an die Bundesregierung 
vom 8. Dezember 1966, alle zwei Jahre über die Art, 
den Umfang und den Erfolg der von ihr und den 
Länderregierungen vorgenommenen Beanstandun- 
gen betreffend die Anwendung von Artikel 119 des 
EWG-Vertrages zu berichten. Der erste Bericht 
wurde am 22. Januar 1969 (Drucksache V/3782) er- 
stattet und im damaligen Ausschuß für Arbeit be- 
raten. 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
mit Befriedigung zur Kenntnis genommen, daß außer 
in der ledererzeugenden Industrie der Länder Hes- 
sen und Bayern keine Tarifverträge gelegentlich 
ihrer Registrierung festgestellt wurden, die den aus 
Artikel 3 GG folgenden Lohngleichheitsgrundsatz 
nicht beachten. Während nach dem Bericht vom 
22. Januar 1969 (Druchsache V/3782) die Tarifpartner 
des genannten Wirtschaftszweiges lediglich mitgeteilt 
hatten, daß sie an der Lösung des Problems arbeite- 
ten, sind nunmehr Tarifverhandlungen in diesen 
Tarifgebieten im Gang, bei denen die Gewerk- 
schaften eine Lohngruppeneinteilung, die sich nur 
nach der ausgeübten Tätigkeit, ohne Rücksicht dar- 
auf, wer sie ausübt, richtet, fordern. Der Ausschuß 
hegt die Erwartung, daß das auszuhandelnde Ergeb- 
nis Beanstandungen hinsichtlich der Anwendbarkeit 
von Artikel 119 des EWG-Vertrages auch in diesem 
Bereich ausschließt. 

Mithin beschränkt sich nach Auffassung des Aus- 
schusses das Problem der sachlich und rechtlich nicht 
gebotenen unterschiedlichen Bezahlung von Männern 
und Frauen bei gleicher Arbeit auf die Frage der 
Leichtlohngruppen in verschiedenen Tarifverträgen 
unterschiedlicher Branchen. Hierauf wurde bereits 
im Bericht vom 22. Januar 1969 (Drucksache V/3782) 
des damaligen Ausschusses für Arbeit hingewiesen. 
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Der Deutsche Gewerkschaftsbund sieht in den 
Leichtlohngruppen eine Diskriminierung der Frauen, 
da sie eine Umschreibung der früheren reinen 
Frauenlohngruppen seien und somit eine Benach- 
teiligung und Unterbewertung der Frauenarbeit dar- 
stellen würden. 

Demgegenüber leugnet die Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände den vermeintlichen 
Diskriminierungscharakter, da die Leichtlohngruppen 
sowohl für Männer als auch für Frauen gelten. Die 
Unterscheidung der Arbeit nach ihrer Schwere sei 
eine Abgrenzung nach objektiven Kriterien ohne 
Rücksicht auf das Geschlecht der Arbeitnehmer. 

Der Ausschuß begrüßt die im Bericht angeführten 
Bemühungen der Bundesregierung, in Verbindung 
mit den Sozialpartnern das Problem der Leichtlohn- 
gruppen einer Klärung und zufriedenstellenden 
Lösung zuzuführen. Hierbei ist nach Auffassung des 
Ausschusses besonders hervorzuheben, daß die 
Gründung einer Kommission, bestehend aus je vier 
Vertretern der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite 
• — darunter je ein Experte für Fragen der Arbeits- 
wertung — , in Aussicht genommen wurde, die in 


Kürze zusammentreten soll. Aufgabe dieser Kom- 
mission soll es sein, eine möglichst klare und ein- 
fache Methode für die Gegenüberstellung von be- 
stimmten, von Männern und Frauen ausgeübten 
Tätigkeiten zu erarbeiten, damit der im Bericht an- 
gekündigte Auftrag für die Hauptuntersuchung, die 
sich über 30 Betriebe erstrecken soll, noch vor der 
Sommerpause vergeben werden kann. Der Ausschuß 
hofft, daß diese Untersuchungen weitergehende An- 
haltspunkte als die Voruntersuchung zur Beseiti- 
gung sachlich nicht gerechtfertigter Lohnfestsetzun- 
gen erbringen werden. 

Der Ausschuß begrüßt ebenso die im Bericht ge- 
schilderten Bestrebungen der Tarifpartner, von sich 
aus das Problem der Leichtlohngruppen zu klären 
und zu lösen. Nach Auffassung des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung ist dies eine ureigene 
Aufgabe der Tarifpartner, im Rahmen der ihnen zu- 
stehenden Tarif autonomie eventuelle Diskriminie- 
rungen in den Arbeitsbedingungen zu beseitigen 
und zu vermeiden. Aber auch die betrieblichen So- 
zialpartner — Arbeitgeber und Betriebsrat — sollen 
darauf achten, daß kein Arbeitnehmer wegen seines 
Geschlechtes benachteiligt wird. 


Bonn, den 6. Mai 1971 


Urbaniak 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Bericht — Drucksache VI/ 1702 — zur Kenntnis 
zu nehmen. 


Bonn, den 6. Mai 1971 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 


Der Schellenberg 

Vorsitzender 


Urbaniak 

Berichterstatter 



